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1. Geltungsbereich

 Dieses Rundschreiben gilt für alle Schulen, die vom 
staatlichen Schulamt als „Schule für Gemeinsames Ler-
nen“ genehmigt wurden sowie für das entsprechende 
Antrags- und Auswahlverfahren. 

	 Für	die	„Schulen	für	gemeinsames	Lernen“	finden	die	
für die jeweilige Schulform geltenden rechtsnormativen 
Regelungen Anwendung. Soweit dieses Rundschreiben 
Regelungen zum Einsatz des sonstigen pädagogischen 
Personals und zur verbindlichen Leistungsbewertung in 
Form schriftlicher Informationen zur Lernentwicklung 
in	der	Jahrgangsstufe	2	enthält,	finden	diese	nach	Maß-
gabe der §§ 57 Absatz 1 und 68 Absatz 1 des Gesetzes 
über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenbur-

gischen Schulgesetz - BbgSchulG) in der geltenden 
Fassung Anwendung. Verwaltungsvorschriften oder 
Rundschreiben gelten, soweit nachfolgend keine ab-
weichenden Regelungen getroffen werden.

2. Konzeption und Unterrichtsorganisation

2.1 Konzeption der „Schule für Gemeinsames Lernen“

 Im Rahmen der Schulprogrammarbeit stimmen auf der 
Grundlage eines gemeinsam entwickelten Leitbildes 
Schulleitung, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, 
Eltern, Kooperationspartner sowie Schulträger päda-
gogische Grundsätze, schulinterne Entwicklungsziele 
und Arbeitsschwerpunkte ab. Schulen für gemeinsames 
Lernen schreiben ihre Schulprogramme unter Beachtung 
bildungspolitischer Schwerpunktsetzungen fort und erar-
beiten ergänzend eine Konzeption für ihren schulinternen 
Entwicklungsprozess als „Schule für gemeinsames Ler-
nen“. Die Konzeption umfasst vor allem die Maßnahmen 
zur individuellen Förderung (bisher: Förderkonzept) und 
enthält Festlegungen in folgenden drei Bereichen:

a)  Inklusive Kulturen schaffen

- Die Schule schafft einen konzeptionellen Rah-
men, in dem die Anerkennung und ein för-
dernder Umgang mit Heterogenität alltägliche 
Selbstverständlichkeit werden. 

- Die gezielte Wahrnehmung des je individuellen 
Unterstützungsbedarfs aller Schülerinnen und 
Schüler und deren optimale Förderung sind 
Handlungsmaxime der Schule.

b)  Inklusive Strukturen etablieren

- Die wirksame Einbeziehung aller Beteiligten in 
die Gestaltung und Entwicklung von Unterricht 
und Schule ist Kennzeichen der Entscheidungs-
prozesse.

- An fachlichen Qualitätskriterien orientierte 
Kooperation zwischen den verschiedenen Pro-
fessionen in der Schule ist regelmäßige Praxis. 
Dafür stehen Kooperationszeiten und -räume 
zur Verfügung.

- Regelmäßige verbindliche Kooperation mit 
externen Partnern ist Grundlage hoher Reakti-
onsfähigkeit und Flexibilität in der Zusammen-
arbeit.

- Planmäßige Weiterentwicklung der fachlichen 
Qualität der Tätigkeit aller in der Schule tätigen 
Akteure.

- Die Pool-Ausstattung für sonderpädagogische 
und sonstige individuelle Förderung wird ent-
sprechend eines dafür erarbeiteten Konzeptes 
verwendet. 

- Es sind Grundsätze für den Einsatz der Lehr-
kräfte	 mit	 sonderpädagogischer	 Qualifikation	
festgelegt.
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c)  Inklusive Praktiken entwickeln

- Die Schule nimmt alle Schülerinnen und Schü-
ler aus dem Schulbezirk/Schuleinzugsbereich 
der Schule auf (unabhängig von vermutetem 
oder festgestelltem besonderen Förderbedarf).

- Die Schule beantragt in der Regel am Beginn 
der Schullaufbahn nicht die Durchführung von 
sonderpädagogischen Feststellungsverfahren in 
den Förderschwerpunkten LES.

- Die Schule hat ein Konzept zu begleitender 
Lernstandsfeststellung und lernprozessbeglei-
tender Diagnostik, förderdiagnostischer Lern-
beobachtung und dem Einsatz individueller 
Lernpläne.

Maßnahmen zur Erreichung der schuleigenen Ziele 
werden auf der Grundlage eines Arbeitsplans umge-
setzt.

2.2 Koordinierung

2.2.1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter benennt eine 
Lehrkraft als Koordinatorin oder Koordinator für ge-
meinsames Lernen (GL-Koordinierung). Die GL-Ko-
ordinierung steuert im Auftrag der Schulleitung den 
schulinternen Entwicklungsprozess auf der Grundlage 
des Schulprogramms und der Konzeption für Gemein-
sames Lernen. Die schulischen Gremien sowie schuli-
sche Steuergruppen für Gemeinsames Lernen oder zur 
Schulentwicklung werden in den Steuerungsprozess 
einbezogen.

2.2.2  Die GL-Koordinierung ist für die Zusammenarbeit mit 
den BUSS-Beraterinnen und Beratern mit dem Aufga-
benschwerpunkt Inklusion zuständig und ist Ansprech-
partner für die Sonderpädagogische Förder- und Bera-
tungsstelle sowie in der Beratung von und mit Externen, 
soweit nicht die Schulleitung sich dies vorbehält.

2.3 Personelle Ausstattung der Schulen

2.3.1  Jede Primarstufe wird mit rechnerisch 3,5 Lehrerwo-
chenstunden (LWS) je Schülerin und Schüler bezogen 
auf sechs Prozent der gesamten Schülerzahl der Pri-
marstufe als Pool für sonstige individuelle und sonder-
pädagogische Förderung in den Förderschwerpunkten 
„Lernen“, „emotionale und soziale Entwicklung“ und 
„Sprache“ (Förderschwerpunkte LES) zusätzlich aus-
gestattet (GL-Pool). Die Ausstattung umfasst einen An-
teil in LWS für Lehrkräfte und einen in Wochenstunden 
umzurechnenden Anteil für sonstiges pädagogisches 
Personal.

2.3.2  Oberschulen werden entsprechend Nummer 2.3.1 mit 
rechnerisch 3,5 LWS je 12 Prozent der gesamten Schü-
lerzahl der Sek.-I ausgestattet. 

2.3.3  Gesamtschulen werden entsprechend Nummer 2.3.1 
mit rechnerisch 3,5 LWS je 6 Prozent der gesamten 
Schülerzahl der Sek.-I ausgestattet.

2.3.4  Das staatliche Schulamt kann im begründeten Einzel-
fall eine zusätzliche Ausstattung gewähren, insbeson-
dere bei unvermeidbarer Überschreitung des oberen 
Wertes der Klassenfrequenz gemäß Nummer 2.5 oder 
spezifischen	Problemlagen	einzelner	Schulen.

2.3.5  Diese Ausstattung ist für

- sonstige individuelle Förderung (einschließlich 
Förderung bei Teilleistungsstörungen),

- die sonderpädagogische Förderung von Schülerin-
nen und Schülern mit einem besonderen Unterstüt-
zungsbedarf in den sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkten „Lernen“, „emotionale und soziale 
Entwicklung“ oder „Sprache“ (LES) im gemeinsa-
men Unterricht,

- die zusätzliche sonderpädagogische Begleitung in 
der	flexiblen	Eingangsphase	(FLEX)	entsprechend	
Anlage 4 Nummer 1 der VV-Unterrichtsorganisa- 
tion,

- die förderdiagnostische Lernbeobachtung,
- den Einsatz von sonstigem pädagogischen Personal 

nach näheren Vorgaben des MBJS und
- ggf. die Gewährung von Anrechnungsstunden für 

die GL-Koordination 

zu verwenden. 

Über die Verwendung dieses GL-Pools im Rahmen 
der vorgenannten Zwecke entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter unter Beachtung der einschlägigen 
Beschlüsse der Konferenz der Lehrkräfte. Es sind nach 
Möglichkeit	sonderpädagogisch	qualifizierte	Lehrkräf-
te einzusetzen.

2.3.6  Es erfolgt keine zusätzliche Ausstattung der Schule 
für	 sonderpädagogische	 Förderung	 in	 FLEX	 auf	 der	
Grundlage der VV-Unterrichtsorganisation und keine 
schülerbezogene Ausstattung für sonderpädagogische 
Förderung in den Förderschwerpunkten LES.

2.3.7  Nummer 1 Absatz 3 der VV-Unterrichtsorganisation 
bleibt unberührt. Insbesondere kann der GL-Pool für 
Schulen mit strukturell besonders niedriger GU-Quote 
in den Förderschwerpunkten LES abweichend festge-
setzt werden.

2.4 Sonstiges pädagogisches Personal

 Für jede „Schule für Gemeinsames Lernen“ steht im 
Rahmen der unter Nummer 2.3 genannten Ausstattung 
eine Basisausstattung von ca. sechs Zeitstunden wö-
chentlicher Arbeitszeit sonstigen pädagogischen Per-
sonals zur Verfügung. Dieser Umfang erhöht sich für 
Grund- und Gesamtschulen auf den Wert von 0,05 Zeit-
stunden wöchentlicher Arbeitszeit sonstigen pädagogi-
schen Personals je Schülerin oder Schüler, wenn dieser 
höher ist als die Basisausstattung. Für Oberschulen be-
trägt der Faktor 0,1 Zeitstunden je Schülerin oder Schü-
ler.
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 Die staatlichen Schulämter ermitteln nach den Vorga-
ben des für Schule zuständigen Ministeriums im Rah-
men des ihnen zugewiesenen VZE-Volumens und in 
Abstimmung mit der jeweiligen Schule eine deren spe-
zifischen	Belangen	angemessene	Ausstattung	mit	sons-
tigem pädagogischen Personal. Sie berücksichtigen die 
Möglichkeit	 des	 Vertragsschlusses	 mit	 qualifizierten	
Personen in anderweitigen Beschäftigungsverhältnissen, 
die bereits im schulischen Zusammenhang tätig sind. 

2.5 Klassenbildung

 Für neu einzurichtende Klassen soll eine Klassenfre-
quenz von 25 Schülerinnen und Schülern nicht über-
schritten werden. Bestehende Klassen werden in der 
Regel nicht geteilt.

3. Schulische Diagnostik und Förderung 

3.1 Verfahren zur Feststellung sonderpädagogischen 
Förderbedarfs

 In den Förderschwerpunkten LES sollen am Beginn der 
Schullaufbahn in der Regel keine Feststellungsverfah-
ren gemäß § 3 der Sonderpädagogik-Verordnung von 
der Schule beantragt werden. Der Elternwunsch auf 
Durchführung eines Feststellungsverfahrens und ggf. 
Aufnahme in eine Förderschule gemäß § 30 Absatz 2 
des Brandenburgischen Schulgesetzes und § 3 der Son-
derpädagogik-Verordnung bleibt unberührt.

 Ein Feststellungsverfahren ist für Schülerinnen und 
Schüler, bei denen eine formale Feststellung eines son-
derpädagogischen Förderbedarfs in den Förderschwer-
punkten „Lernen“ oder „emotionale und soziale Ent-
wicklung“ bisher nicht erfolgte, spätestens zu Beginn 
der Jahrgangsstufe 6 durchzuführen, wenn

- vermutet wird, dass ein solcher Förderbedarf be-
steht und 

- in der Sekundarstufe I weiter bestehen wird sowie
- im Verfahren zur Aufnahme in die weiterführenden 

allgemeinbildenden Schulen Auswirkungen auf die 
Entscheidung über die besuchte Schule haben kann.

 Es ist so rechtzeitig durchzuführen, dass ein gegebe-
nenfalls erforderlicher Nachteilsausgleich bereits für 
die Erteilung des Zeugnisses zum Halbjahr der Jahr-
gangsstufe 6 wirksam wird.

 Für Schülerinnen und Schüler, bei denen eine formale 
Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
bereits in den Jahrgangsstufen 1 bis 5 erfolgte, ist dieser 
in der Jahrgangsstufe 6 gemäß § 6 Sonderpädagogik-
Verordnung in Verbindung mit § 4 Absatz 4 Sekundar-
stufe-I-Verordnung zu überprüfen.

3.2 Feststellung der Lernausgangslage

 In den ersten acht Wochen des Schuljahres wird in der 
Jahrgangsstufe 7 die Lernausgangslage (LAL) in den 

Fächern Deutsch, Mathematik, Englisch und einer Na-
turwissenschaft festgestellt. Die Ergebnisse der Lern-
ausgangslage sind Grundlage für die Förderung der 
Schülerinnen und Schüler.

4. Bewerbung und Teilnahme von Schulen 

4.1 Zulassung

4.1.1  Zur Bewerbung zugelassen sind alle Grundschulen, 
Oberschulen und Gesamtschulen, soweit sie vollständi-
ge Unterlagen fristgemäß beim zuständigen staatlichen 
Schulamt einreichen.

4.1.2 Schulen, die am Pilotprojekt Inklusive Grundschule 
(PInG) teilgenommen haben, werden „Schulen für Ge-
meinsames Lernen“, wenn sie auf der Grundlage eines 
Beschlusses der Schulkonferenz beim staatlichen Schul-
amt einen formlosen Antrag stellen und der Schulträger 
sein Einvernehmen erklärt hat. Mit dem Antrag ist zu 
erklären, dass sie ihr Schulkonzept ab 2017/18 weiter-
hin umzusetzen und es als Konzept für eine „Schule 
für Gemeinsames Lernen“ fortentwickeln. Daraufhin 
setzt das staatliche Schulamt die Personalausstattung 
der Schule neu fest, insbesondere im Hinblick auf die 
Verwendung eines Stellenanteils für sonstiges pädago-
gisches Personal sowie eine bisherige Ausstattung für 
Teilleistungsstörungen und sonstige individuelle För-
derung.	 Ein	 Auswahlverfahren	 findet	 nicht	 statt,	 die	
Beteiligung des MBJS entfällt. Die Bestätigung für die 
Schule erfolgt durch das staatliche Schulamt bis zum 
31.12.2016.

4.1.3  An zusammengefassten Schulen der Sekundarstufe I 
und der Primarstufe, die bereits in der Primarstufe an 
PInG teilgenommen haben, gilt für die Primarstufe der 
Schule Nummer 4.1.2 - unabhängig von einer evtl. Be-
werbung und dem Ergebnis des Auswahlverfahrens für 
den Sekundarstufe-I-Teil der Schule. Die Bewerbung 
und das Auswahlverfahren für diese Schulen bezie-
hen sich nur auf den Bereich der Sekundarstufe I. Zu-
sammengefasste Schulen der Sekundarstufe I und der 
Primarstufe, die nicht an PInG teilgenommen haben, 
bewerben sich als ganze Schule wie eine Sekundar-
stufe-I-Schule und werden bei erfolgter Auswahl mit 
beiden Schulstufen auf die jeweilige Quote (s.u.: Num-
mer 5.3) angerechnet.

4.2 Bewerbung

 Schulen reichen für die Bewerbung ihre Konzeption für 
eine „Schule für  Gemeinsames Lernen“ gemäß Num-
mer 2.1 ein. Schulen mit einem genehmigten ganztä-
gigen Angebot fügen der Bewerbung ihr Ganztagskon-
zept bei.

4.3 Beteiligungen

4.3.1 Die Schulkonferenz beschließt entsprechend § 91 Ab-
satz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes mit der 
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Mehrheit der von der Konferenz der Lehrkräfte ent-
sandten Mitglieder über die Bewerbung als „Schule für 
Gemeinsames Lernen“. 

4.3.2  Soweit das schulische Konzept für eine „Schule für Ge-
meinsames Lernen“ (oder Teile davon) Aufgaben von 
kooperierenden Kinderbetreuungseinrichtungen oder 
anderen Kooperationspartnern der Schule berührt, ist 
das Konzept mit dieses abzustimmen.

4.3.3  Die Schule hat mit dem Schulträger zum Beschluss der 
Schulkonferenz Einvernehmen herzustellen. Dazu gibt 
der Schulträger eine Stellungnahme ab, in der er erklärt, 
ob er dem Beschluss zustimmt. Der Schulträger kann 
sich durch das beim für Schule zuständigen Ministeri-
um gebildeten Beratungsteam beraten lassen. Die Stel-
lungnahme des Schulträgers umfasst eine begründete 
Aussage 

- zur schulentwicklungsplanerischen Prognose des 
Schulstandortes; d. h. die Stellungnahme beinhal-
tet sowohl eine Aussage bezüglich der aktuellen, 
genehmigten Schulentwicklungsplanung als auch 
eine Aktualisierung dieser Aussage aufgrund aktu-
eller Daten,

- zum Raumkonzept der Schule sowie
- ggf. zur Bereitstellung von zusätzlichem Personal 

an	der	Schule	(v.	a.	sozialpädagogische	oder	pflege-
rische	Qualifikation).

5. Auswahl von Schulen

5.1 Auswahlkriterien

5.1.1  Das wettbewerbliche Verfahren dient der Sicherung des 
Wettbewerbs in den regionalen Zuständigkeitsbereichen 
der staatlichen Schulämter und der Steuerung eines re-
gional als auch landesweit ausgeglichenen Angebots. 
Ausgewählt werden Schulen im Rahmen der für die je-
weilige Schulform zur Verfügung stehenden Ressourcen 
bei vollständig vorliegenden Antragsunterlagen nach

- der Qualität der eingereichten Konzepte und
- unter Berücksichtigung des Ziels gleichmäßiger 

Verteilung teilnehmender Schulen in der Fläche 
des Landes und in den Zuständigkeitsbereichen der 
staatlichen Schulämter.

5.1.2  Soweit Schulen der Sekundarstufe I sowohl nach der 
Konzeptqualität als auch in ihrer Bedeutung für eine 
in der Fläche gleichmäßige Verteilung der Standorte 
gleich geeignet sind, wird nach der bisherigen GU-
Quote in den Förderschwerpunkten LES entschieden 
(Vorrang bei höherer GU-Quote). Zusammengefasste 
Schulen (Schulzentren) werden dabei vorrangig be-
rücksichtigt.

5.2 Auswahlverfahren

5.2.1  Die Bewerbung der Schule muss spätestens am 
30. November vor Beginn des Schuljahres, zu dem die 

Genehmigung als „Schule für gemeinsames Lernen“ 
beantragt wird, beim staatlichen Schulamt vollständig 
vorliegen. Sie kann per E-Mail eingereicht werden, 
wenn die Unterzeichnung durch die vertretungsberech-
tigten Personen erkennbar ist. In besonders begrün-
deten Einzelfällen kann das staatliche Schulamt eine 
Nachfrist oder das Nachreichen einzelner Unterlagen 
zulassen.

5.2.2  Die staatlichen Schulämter priorisieren die bei ihnen 
eingegangenen Anträge von Schulen anhand des Prüf-
bogens nach Schulformen (Anlage). Die staatlichen 
Schulämter übermitteln diesen Prüfbogen zu jedem 
Antrag ergänzend zu ihrer zusammenfassenden Priori-
tätenliste. Sie können in der Priorität 1 die vom MBJS 
vorgegebene Anzahl möglicher Standorte um bis zu 
drei Schulen je Schulstufe überschreiten. Sollten sich in 
einer Schulform weniger als die maximal mögliche An-
zahl von Schulen mit hinreichender Eignung bewerben, 
kann das für Schule zuständige Ministerium die für die-
se Schulform nicht benötigten Ressourcen im Rahmen 
der Auswahlkriterien für Schulen anderer Schulform 
verwenden. Dabei werden Oberschulen bevorzugt be-
rücksichtigt. Die staatlichen Schulämter berücksichti-
gen dies bei ihrer Priorisierung.

5.2.3  Die staatlichen Schulämter legen ihre Entscheidungs-
vorschläge dem für Schule zuständigen Ministerium bis 
zum 5. Januar vor. Eine Überschreitung der Vorlagefrist 
des staatlichen Schulamtes beim für Schule zuständi-
gen Ministerium ist nur in vom staatlichen Schulamt 
besonders zu begründenden Fällen zulässig. Die Ent-
scheidung, ob eine Berücksichtigung für das kommen-
de Schuljahr erfolgen kann, trifft das für Schule zustän-
dige Ministerium.

5.2.4  Die Entscheidung über die Auswahl der Schulen trifft 
das für Schule zuständige Ministerium auf der Grund-
lage der Stellungnahmen der staatlichen Schulämter. 
Es teilt seine Entscheidung bis zum 15. Februar den 
staatlichen Schulämtern mit. Die staatlichen Schuläm-
ter erteilen die Genehmigung an die Schulen bis zum 
28. Februar.

5.3 Regionale Verteilung

 Um eine landesweit gleichmäßige Verteilung der 
„Schulen für Gemeinsames Lernen“ zu erreichen, wer-
den vom für Schule zuständigen Ministerium für die 
Anzahl zuzulassender Schulen je staatliches Schulamt 
schulstufenbezogene Quoten festgelegt. Im Zuge der 
Entscheidung des für Schule zuständigen Ministeriums 
wird berücksichtigt, dass die Anzahl von Schülerinnen 
und Schülern an den landesweit insgesamt zuzulassen-
den Schulen den haushalterisch möglichen Gesamtum-
fang nicht übersteigt.

6. Weitere Anwendung von Rundschreiben 

 Das Rundschreiben 6/15 - Leistungsbewertung unter 
den Bedingungen des Pilotprojektes „Inklusive Grund-
schule“ (PING) - ist für die Dauer der Geltung dieses 
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Rundschreibens für die Primarstufe an Schulen für Ge-
meinsames Lernen entsprechend anzuwenden.

7. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Dieses Rundschreiben tritt mit Wirkung vom 1. Okto-
ber 2016 in Kraft und am 31. Juli 2021 außer Kraft.
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Anlage
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II. Nichtamtlicher Teil

Stellenausschreibungen

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Brandenburg an der 
Havel ist vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schul-
leitungsfunktionen neu zu besetzen:

1. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretender 
Schulleiter an Grundschulen 

 Grundschule am Humboldtring
 Humboldtring 15 - 17
 14473 Potsdam

 - Besetzung zum 01.08.2017 -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und	Erziehungsarbeit,	der	Gewährleistung	der	Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule;	der	Nachweis	einer	Qualifikation	auf	dem	Gebiet	
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
	 Die	Stelle	kann	mit	Beamten	oder	mit	tariflich	Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 12 

BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 11 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Berichtigung

Die im nichtamtlichen Teil des Amtsblattes Nr. 3 vom 06. Feb- 
ruar 2017 auf Seite 28 unter Ziffer 4 veröffentlichte Stellen-
ausschreibung der Stelle als stellvertretende Schulleiterin 
oder stellvertretender Schulleiter der Sportschule Potsdam 
„Friedrich Ludwig Jahn“ wird zurückgezogen und durch die 
nachfolgende Ausschreibung ersetzt:

2. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretende 
Schulleiter an Gesamtschulen

 Sportschule Potsdam „Friedrich Ludwig Jahn“
 Zeppelinstraße 115
 14471 Potsdam

 - Besetzung zum 01.08.2018 -

 Die Sportschule Potsdam „Friedrich-Ludwig-Jahn“ ist eine 
Schule mit besonderer Prägung. Hier soll durch eine Ver-
knüpfung von schulischer Bildung und sportlicher Ausbil-
dung zur weiteren Ausgestaltung der Nachwuchsförderung 
beigetragen und sportlich besonders begabte Schülerinnen 
und Schüler in den Sportarten Judo, Fußball (weiblich), 
Handball (männlich), Kanurennsport, Leichtathletik, Mo-
derner Fünfkampf, Rudern, Schwimmen, Triathlon, Volley-
ball (weiblich) und Wasserball aus dem gesamten Bundes-
gebiet bei nachgewiesener leistungssportlicher Eignung in 
den entsprechenden Sportarten gefördert werden. Bei den 
Schülerinnen und Schülern soll ein dauerhaftes Interesse 
am Leistungssport vermittelt und sportliche Spitzenleis-
tungen im Höchstleistungsalter vorbereitet werden. Die 
Sportschule Potsdam „Friedrich Ludwig Jahn“ ist eine der 
erfolgreichsten Spezialschulen Sport in der Bundesrepublik 
Deutschland.

 Aufgaben
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und	Erziehungsarbeit,	der	Gewährleistung	der	Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
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als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrats (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der Un-
terrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien und 
den entsprechenden Kooperationspartnern im Rahmen der 
sportlichen Begabungsförderung; Durchsetzungs- und Or-
ganisationsvermögen; hohe Belastbarkeit; erwartet wird 
Engagement, Eigenständigkeit sowie die Fähigkeit zur 
Teamarbeit; Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Spor-
torganisationen sind wünschenswert; fundierte Kenntnisse 
über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende 
Kenntnisse über die Leitung und Organisation des Schul-
betriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen 
und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der branden-
burgischen	 Schule;	 der	 Nachweis	 einer	 Qualifikation	 auf	
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

 Weitere Hinweise:
	 Die	Stelle	kann	mit	Beamten	oder	mit	tariflich	Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 15 Bbg-
BesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 15 TV L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. 

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Schwerbehinderte	Menschen	nach	Maßgabe	des	§	2	SGB	 IX	
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das   

 Staatliches Schulamt  Brandenburg an der Havel
 Die Leiterin
 Magdeburger Straße 45
 14770 Brandenburg an der Havel.

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Frankfurt (Oder) ist 
vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen beabsichtigt, folgende Stellen für Schulleitungsfunk-
tionen neu zu besetzen:

1. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretender 
Schulleiter an einer Oberschule

 Spree-Oberschule Fürstenwalde
 August-Bebel-Straße 51
 15517 Fürstenwalde/Spree 

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und	Erziehungsarbeit,	der	Gewährleistung	der	Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers in der Sekundar-

stufe I; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I. 

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule;	der	Nachweis	einer	Qualifikation	auf	dem	Gebiet	
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
	 Die	Stelle	kann	mit	Beamten	oder	mit	tariflich	Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.  

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
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das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

2. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretender 
Schulleiter an einem Gymnasium

 Albert-Schweitzer-Gymnasium
 Diehloer Straße 66
 15890 Eisenhüttenstadt

 - Besetzung zum 01.08.2017 -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und	Erziehungsarbeit,	der	Gewährleistung	der	Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der Un-
terrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-

träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule;	der	Nachweis	einer	Qualifikation	auf	dem	Gebiet	
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
	 Die	Stelle	kann	mit	Beamten	oder	mit	tariflich	Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 15 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 15 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

Schwerbehinderte	Menschen	nach	Maßgabe	des	§	2	SGB	 IX	
werden	bei	gleicher	Qualifikation	und	Eignung	bevorzugt	be-
rücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das  

 Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)
 Herrn Dr. Olaf Steinke
 Gerhard-Neumann-Straße 3
 15236 Frankfurt (Oder).
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